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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T  Drucksache 20/209 
Landtag 10.12.19 
20. Wahlperiode  

Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen, der SPD, DIE LINKE, der CDU und 
der FDP 

Chinesische Internierungslager sofort schließen – Uiguren schützen 

In China werden Minderheiten immer wieder Opfer von Unterdrückung und 
Verfolgung. Die Volksgruppe der Uiguren ist davon in besonders harter Weise 
betroffen. Die Uiguren leben überwiegend in der „Autonomen Uigurischen Re-
gion Xinjiang“ in China. Sie gehören zu den ältesten Turkvölkern. Kleinere 
Minderheiten leben auch in der Mongolei, in der Türkei, in Afghanistan und in 
verschiedenen Ländern Zentralasiens. Die Uiguren stellen heute sieben bis 
acht Millionen der 20 Millionen in China lebenden Muslime. Die Bürgerschaft 
(Landtag) hat bereits im Frühjahr 2015 (Drucksache 19/199, Beschlussprotokoll 
19/174) auf Antrag und mit den Stimmen aller Fraktionen auf die menschen-
rechtsverletzenden Zustände für ethnische Minderheiten in China hingewiesen 
und setzt sich seither für die Anerkennung von deren Rechten ein. 

Mit den jüngsten „China Cables“-Enthüllungen wurden zahlreiche Berichte 
und Zeugenaussagen bestätigt, die schwerste Menschenrechtsverbrechen in 
Lagern in der Region Xinjiang belegen. Die China Cables (oder Xinjiang Pa-
pers) sind ein Leak von chinesischen Regierungsdokumenten zur Verfolgung 
und Unterdrückung der Uiguren und zu den Umerziehungslagern in Xinjiang. 
Die Papiere wurden an das Internationale Netzwerk investigativer Journalisten 
(ICIJ) übergeben und 2019 veröffentlicht. Die China Cables dokumentieren of-
fizielle Regierungsdokumente, einschließlich Handreichungen zum Betrieb der 
Internierungslager. 

In den Internierungslagern werden Hundertausende Uiguren ohne Anklage 
festgehalten. Die Regierung der Volksrepublik China hat die Existenz der La-
ger erst nach massivem internationalem Druck eingestanden. Laut der geleak-
ten geheimen Unterlagen der kommunistischen Partei wurde in den Jahren 
2017 und 2018 in kürzester Zeit eines der größten Gulag-Systeme der Gegen-
wart errichtet. Menschen werden dort interniert, um sie zwangs-weise zu assi-
milieren und die uigurische Kultur zu zerstören. Dies geschieht unter Zwang 
und Gewalt, auch von Folter wird berichtet. 

Die Volksgruppe der Uiguren ist seit Langem massiven Repressalien ausge-
setzt. So ist es der mehrheitlich muslimischen Volkgruppe untersagt, muslimi-
sche Gebräuche zu leben: Vollbärte, Kopftücher oder muslimische Vornamen – 
verboten. Mit der Bedrohung durch die Internierungslager ist der Druck auf die 
Menschen noch einmal angestiegen, Einschüchterung und Indoktrination ge-
hören nun zum Alltag. Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) und der 
Weltkongress der Uiguren (WUC) fordern daher eine unabhängige Untersu-
chung der Lager durch die internationale Gemeinschaft. Auch die britische und 
die deutsche Regierung haben internationalen Zugang zu den Lagern gefor-
dert.  

Kritikerinnen/Kritiker und Dissidentinnen/Dissidenten werden nicht nur in 
China selbst verfolgt, auch in Deutschland lebende Aktivistinnen/Aktivisten 
oder Familienangehörige von Gefangenen werden unter Druck gesetzt und 
verfolgt. Die internationale Gemeinschaft ist jetzt in der Pflicht. Deutschland 
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steht hier in einer besonderen Verantwortung und muss sich unverzüglich da-
für einsetzen, eine abgestimmte europäische China-Politik zu entwickeln, die 
die Menschenrechtsverletzungen vor Ort sanktioniert. Kritische Fragen stellen 
sich auch an deutsche und europäische Unternehmen, die in Xinjiang Produk-
tionsstätten betreiben. 

Die Bürgerschaft (Landtag) möge beschließen:  

1. Die Bürgerschaft (Landtag) verurteilt die Inhaftierung und Drangsalierung 
der Uiguren in den chinesischen Internierungslagern aufs Schärfste. Die 
systematische Verfolgung der Uiguren und die Zerstörung ihrer Kultur ist 
ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit. 

2. Die Bürgerschaft (Landtag) ächtet die Versuche der chinesischen Regie-
rung, die uigurische Kultur durch Zwangsassimilierung zu zerstören. 

3. Die Bürgerschaft (Landtag) fordert die umgehende Freilassung der Gefan-
genen und die sofortige Schließung der Internierungslager. Die internati-
onale Gemeinschaft muss sofort uneingeschränkten Zugang zu den 
Lagern erhalten.  

4. Die Bürgerschaft (Landtag) begrüßt sehr, dass der uigurische Aktivist  
Ilham Tohti, der selbst interniert ist, vom Europäischen Parlament den Sak-
harov Preis 2019 verliehen bekommt.  

5. Die Bürgerschaft (Landtag) sieht die Bundesregierung wie auch deutsche 
Unternehmen, die in der Provinz Xinjiang produzieren, in der Verantwor-
tung, sich aktiv für die Beendigung der Menschenrechtsverletzungen an 
den Uiguren einzusetzen.  

Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, 

1. sich auf Bundes- und EU-Ebene für die Wahrung der Menschenrechte in 
China und die Einhaltung der völkerrechtlichen Pflichten zum Schutz der 
Religionsfreiheit für alle Chinesinnen und Chinesen, auch der Uiguren, 
einzusetzen. 

2. sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, dass die Bundesregierung auf 
UN-Ebene die Einrichtung einer unabhängigen Untersuchungsmission 
(UN Fact-Finding-Mission) unterstützt. 

Dr. Henrike Müller, Mustafa Öztürk, Björn Fecker 
und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
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SPD 

Cindi Tuncel, Sofia Leonidakis, Nelson Janßen und 
Fraktion DIE LINKE 
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